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, Begründung
':.

des Bebauungsplanes Nr. 29 A Habicfltshöhe-Nord 2.Anderung

S 9 Abs.8 BauGB

'I

Erfordernis' der Planaufstellun g

Der Bebauungsplan Nr. 29 A Habichtshöhe-NÖrd trat am 21,10.94 mit

Bekanntmachung im Amtsblatt der'Stadt Emsdetten in Kraft. 66,65% der netto

Baufläche wurde ais gewerbliche Baufläghe festgesetzt. Gemäß S 8 Abs. 3
gärNVö konnen in den hier ausgewie-senen GewÄrbegebieten Wohnungen für

Betriebsinhaber ausnahmsweisJ zugelassen 'werden, wenn s!e. dem

Gewqrbebetrieb zugeordnet und in Grundfläche und Baumasse untergeordnet.sind.

Die gestiegene Nachfrage nach Baugrundstücken für kleinere 'und' mittlere ,

GewjrOeOelridOe auf denän auch eine Betriebswohnung'für den Betriebsinhaber
errichtet werden kann, zeigt einen Bedarf an Gewerbegrundstücken, auf de-nen die

Errichtung einer Betriebswohnung f;rr den GewerbebetrÖibenden grundsätzlieh

zulässig ist, auf. i

Die Stadt Emsdetten ist bemüht, auch für kleinere und mittlere Gewerbebetriebe '
: eaugnunpstückp planungsrechtlich auszuweisen und 

. 
durch die grundsätzliche

Zulaisung von, Betriebswohnungen für den Betriebsinhaber ein Miteinander von

Wohnen und ArbeiteR,zu er.möglichen, Durch die Ausnqhmeregelung des $ I der

BauNVO wird die'Zulassung von BetriebswOhnungen auf Ausnahmen heschränkt. '

Oä"nufO irt'eine Anderung dls Bebauungsplanes für einen Teilbereich erfordeflich.

, -.)
\
(-:

PlanungsrechtlicIe Voraussetzun gen

Der rechtsgüttige Bebauungsplan Nr. 29 A llabichlghghe-Nord, wurde aus dem

Flächennutzungsplan entwickelt. Da durch die 2., Anderung. die grundsätzliche

Flächenausweiiung nicht berührl wird, wird auch die 2. Anderung aus dem

Flächennutzungsplan entwickelt.

Geltungsbereich l

Der Geltungsbereich der 2.4. des Bebauurrgsplangs 29 Ä. Habichtshöhe-Nord

befindet sich auf der Flur 62 und grenzt nördlich an die $traße Habichlshöh:.an. Er

umrahmt das Grundstück 141 und den südlichen Teilbereich des Grundstückes

tö;. S;iilr]a"n" ,tiäßi inqg"samt ca 16 250 qm. '

iErschließung ,' ' ,'

Die Erschließung des Anderungsbereicheq !ür Velkehr y1d Vg'r;,y.ng Entsorgung

erfotgt wie irn rechtsverbindlichen Bebauungsplan Nfr2,9 A Flabichtshöhe-Nord

festgelegt. l
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V. Art und Maß der baulichen Nutzung

Für den Anderungsbereich wird gemäß $ I BauNVO Gewerbegebiet festgesetzt:

Zur Vermeidung schädlicher Einwirkungen der geplanten gewerblichen Nr.ftzungen

auf die vorhandenen und geplanien Wohngbbiete, werden 
. 
die fe_stgesetzten

Gewerbegebietq entsprechend dem Abstandserlaß des Ministers für Umwelt,

Raumordnung und Landwirtschaft gegliedert Auf den 
. 
jeweiligen"Gewerbeflächen

sind Betriebsarten, , die unter die aufgeführten Abstandsklassen fallen, sowie

Betr:iebsarten mit :ähnlichen Emissionen unz,ulässig. Diese Festsetzung ist zur
Vermeidung von Nutzungs(onflikten zrn4ischen Wohnen .ri1O Qeyerbe unerläßlich

und dient dem Schutz vorhandener.und geplanter .Wohnbebauung und der

zukünftigen Bestandssicher:ung der anzusiedelnden Gewerbebetriebe.

Betriebsarten der jeweils nächst niedrigeren Abstandsklassse , können

;;;;;weise iug"lutt"n werden, wenn-der' Gewerbetreibende nachweisen

kaRn, daß die von seinem Betrieb ausgehenden Emissionen die Grenzwerte der

nächst höheren Abstandsktasse nicht überschreiten. Diese Aulnahmeregelung
kommt vor allem solchen Betrieben, zugute, die aufgrund der AnwendUng

' tortschrittlicher Technik eine umweltschonende Produktionsweise haben.

EntSprechend dem EinzelhandelsprlasS des LandeS Nordrhein- We.stfalens.iqt die

Stadi Emsdetten bemüht, den Einzelhandelgstandort lnnenstadt zu stärken.

Deshalb ' werden die ansonsten in eine-m^ Gewerbegebiet. zulässigen

Einzelhandelsnutzungen gemäß S 1 Abs.5 BauNVO im Bebauungs,plangebiet als

unzulässig festgesLtzt. Hiervon ausgengmmgn werden lediglich die

EinzelhanäelsbetÄibe, die auf grund ihrer Sortimente die Einzelhandelsnutzung in

der lnnenstadt nicht beeinträ-chtigen. Dies gind KFZ_-: Möbel-, .Getränke-,
Gartenhandelsbetriebe sowie Bau- und Heimwerkermärktd. Eiese Festsetzung dient

",in 
ä".r, 

-"in" 
nachteilige Entwicklung für die vorhandenen wohnungsnahen

Versorgungsbereiche auszuschliqßen.

AusnahmsWeise können Einzelhandelsnutzungen zugelagsen werden, wenn es siqh

dabei um Verkaufs- und Ausstellungsflächen der gewerblic-hen B.etriebe und

Hqndwerksbetriebe handelt, die sich ganz oder teilweise an den Endverbraucher

ilnd;r und wenn sich daE nngäOoi auf an gleicher Stätte in Eigenproduktion

erstellte Waren und Zubdhörteile beschränkt und eine Verkaufsflächengröße von

Z6Oqm Nutzfläche nicht überschritten wird. Mit dieser Festsetzung können im

iinrättptt Vor allem klein'ere Betriebe gestärkt und in ihrer Existenz gesichert

werden.

Betriebswohnungen für Betr:iebsinhaber, die nicht mehr'als 30% {er Qesamtfläche
des Gewerbegründstückes für den Baukörper und den der , BetriebswghnynS

zuzuordnenden Nebenanlagen und Freiflächen in Anspruch nehmen-, we_rden

gernäß g 1 Abs. 6 Nr, Z BäuNVO als allgemein zulässig festgesetzt .M'J lig1er
Festsetz-ung soll es den lnhabern kleinerer unq miftlerer Gewerbebetriebe

"rmbgfi"ht 

"werden an der Stätte ihrer Arbeit auch wohnen zu können' Die

Betrie-bsstruktur kleinerer Betiiebe erfordert häufig-eine größere. Präsenz des

Betriebsinhabers auf dem Grundstück. Die r'äumtiche Zuordnung der Woh.nung zum

, Betrieb stellt eine Arbeitserleichterung für deq Betriebsinhaber dar und trägt zur

Existenzsicherung des Betriebes bei.
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Die, in Gewerbegebieten ausnahmsweise zulässigen Vergnügungsstätten werden
gemäß $ 1Abs.9 BauNVO als unzulässig festgesetzt. Vtit Oiäseifestsefiung soll die
ungewollte Verlagerung einer kerngebietstypischen Nutzuhg aus dem Kerngebiet
der Stadt'in städtische,Randbereiche vermieden werden.

Damit der Charakter der Gewerbegebiete im Bebauungsplan Nr.29A Habichtshdhe-
Nord durch diese Festsetzung nicht nachhaltig ver'ändert wird, wird die Anzahl der
auf einem Gewerbegrundstück zulässigen Wohnungen auf 'eine Wohnung für den
Betriebqini'raber beslhränkt. Die F,lächä der 2. Anäerung beträgt ca 1ö,syo ,der
Gesamtfläche des Bebauungsplanes. Damit ist sichergert"ttt, O"Clsollte auf ieOemder Gewerbegrundstücke im Bergich der Bebäuungsplanänderurig eine
Betriebswohnung errichtet Werden, der Gewerbegebietscharakter nicht
beeinträchtiot wird.---': "'--":'Y .'"'-'

Die Gewerbegrundstücke werden gemäß,S 1 Abs. 4 BauNVo gegliedert, indem
Betriebswohnungen nur auf dem an die Straße Habichtshöhe angrenzendqn
Grundstücksteil errichtet werden dürfen, und die Gewerbebetriebän nur im
rückwärtigen Bereich der Grundstücke zugelassen werden. Diese Gliederunj Oienidem schutz der ' südlich der' straße Habichtshöhe gele-genen
Mischgebietsbebauung' bei der ebenfalls die Wohnnutzqng überwieglnd- zur
Straße hin orientiert ist.

Wenn sichergestellt, werden kann, daß ein Gewerbebetrieb keine schädliche
Auswirkung a.uf das südlich'der Straße Habichtshöhe geleggne Mischgebiet hat,
kann' dieser ausnahmsweise auch direkt angrenzend an die Straße- errichtet
werden. Mit dieser Ausnahmeregelung können auch Gewerbebetriebe, die aufgrund
ihrer Nutzung auf einen oirökten-räumliche au=rg ^i- oiiä"tri.n"n 

-Situe"

angewiesen sind, angesiedelt werden. ,

Das Maß der baulichen Nutzung und die Dar:stellung der überbauibaren
'Grundstücksflächen entsprechen dem rechtsgültigen Bebauungsplan Nr. 29 A
Habichtshöhe-Nord.

Vl.- Pflanzbindungen,Pflanzgebote

Die im Lageplan festgesetzten , Pflanzbindungen und Pflanzgebote dienen der
Gliederung unQ der Abgrenzung des Bebauungsplangebietes zum Außenberäich.
Sie entsprqchen den Festsetzungen des rechtgültigen Bebauungsplanes Nr.29 A
Habichtshöhe-Nord.

l

Vll. Umweltverträgliahkeit

Da die füi die Ermittlung des Kompensationsbedarfes relevanten,rFestsetzungen
gegenuber dem rechtsgütligen Bebauungsplan Nr.29 A Habichtshöhe-t,lord
unverändert geblieben sind, gilt die Aussage seiner Begründung.

Kostenermittlung

Durch diese Bebauungsplanänderung entstehen füi die Realisierung
Bebauungsplanes Nr.29 A Häbichtshohe-Nord keine zusätzlichen Kosten. ' des
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Abstände zwischen Industrie- bzw.
Gewerbegebieten und Wohngebieten im Rahmen

der Bauleitplanung
(Abstandserlaß) -

RdErl. d. Ministers für Umwelt, Raumordnung und
Landwirtschaft v. 21. 3. 1990 -. VB3-8804.25.1(VNr.2/90)

Dieser Erlaß richtet sich an die Staatlichen Gewerbe-
aufsichtsämter. Die in der Abstandsliste aufgeführten
Schutzabstände si{rd zur Anwendung im Bauteäplanver_
fahren bestimmt. Sie_ gelten nicht iri Genehmigungsver-
fahren nach dem Bundes-Immissionsschutzgäset}, m
Plan{eststeilungsverfahren nach dem Abfailgeletz sowiein sonstigen Planfeststellungs- und Baugenehmigungs-
verfahren (siehe Nr. 3).

i BeteitigungderStaatlichenGewerbeau.fsichtsämter
an der Bauleitplanung
Nach Nummer I. B d. Gem. RdErL d. Ministers für
Landes- und Stadtentwicklung, d. Ministers für Ar-
beit, Gesundheit und Soziaies u; d. Ministers für

irtschaft, Mittelstand und Verkehr v. B. T. 1982
(SMq! ryy. ?' 1-1) (P-lanungserlaß) sind regelmäßig
u. a. die Staatlichen Gewerbeaufsichtsämteials Träl
ger ötfenilicher Belange bei der Aufstellung von
BauleitElänen mög4,chst frühzeitig zu beteiligel, um
eine ordnungsgemäße Abwägung zwischen den Be-
lglg"tt des Umwelt- bzw. Immissionsschutzes, den
Belangen der gewerblichen Wirtschaft und sonsti-
gen Belar,rg-en zu gewährieisten. Die Beteiligung von
Träg_er!. öflenilicher gelange än der Bauieilpla-nung
durch di: llagu-ngsjr{Ser ist grundsätzlich geregeli
in dem RdErl. d. Ministers für Landes- urrä Stäat-
entwicklung v. lp. 7. 1982 (SMBI. NW. 2811) (Beteiti-
gungserlaS); auch hier sind die Staaflicheir'Ge-e"-.
beauJsichtsämter ausdrücküch als Träeer öffentli-
cher Belange aufgeführt. Für däs entspröchende Be-
teiligungsverfahren enthält Nursmer'4 des Beteili
gungserlasses-Reg_elungen für die planungshäger,
die auch von den Staaüichen Gewerbeau.tsichtsin-
tern als Beteiligte beachtet werden sollten.
Insbesondere erscheinen folgende grundsätzliehe
Hinweise für die Staatlichen Gewerblaufsichtsäm-
ter von Bedeutung:
- Die Gemeinden sind gehalten, den Ttägern öf-

fentlicher Belänge eine angemessene Frisl für die
{bgqbe ilrer SteilüngnahÄe zu setzen (vgl. Nr. 4
des Beteiligungserlasses). Die Staatlicheirbewer-
beaufsichtsämter sollen sich bemühen, die im
Einzel-fall vorgegebene Frist einzuhalten.

-.Die Träger öffentlicher Belange sollen in ihren
Stellungnahmen auch Aufschlüß ü6er von ihnen
beabsichtigte oder bereits eingeleitete planungen
und sonstige Maßnahmen sowie deren zeifliöhe
Abwicklung geben, die für die städtebauliche Ent-. wicklung und Ordnung des Gebietes bedeutsam
lein können.(vgl. Nr. 4 des Beteiligungserlasses).
Gerade die-Stellungnahmen der Slaaäichen Gel
werbeau.fsichtsämtel soüen zu einer umfassenden
BestandsauJnahme durch die Gemeinden als pla-
nungsträgei beitragen (vgl Nr. I. b.1 des pla-
nungserlasses). Deshalb sollen die Staaflichen
Gewerbeaufsichtsämter in ihren Steliunenahmen
Hinweise auf wichtige Genehmigungsv:erfahren
und.zu erwartende Betriebsstillegungin und de-
ren zu erwartenden Auswirkungen auf die Immis-
sionslage geben:
Haben die Staaflichen Gewerbeaulsichtsämter zu
Baulei@lan-Enturtirfen im Bereich eines Luft-
reinhalteplans Stellung zu nehmen und ist die Be-
iastung durch Luftverunreinigungen für die pla-
nungsentscheidung bedeutsam, so sind die Lufi-
reinhaitepläne in die Stellungnahme einzubezie-
hen. Zu diesem Zweck haben die Staaflichen Ge-
werbeaufsichlsämter den Luftreinhaiteplan für
den Bereich des Planungsgebiets hinsichilich der
Emissions-, Immissions- ünd Wirkungssituation

sowie hinsichtlich der progn-ose der Luftverunrei_
nigungen zu analysieren und darzusteiien.

- Die..Träger öffentlicher Beiange sollen in ihrel
Steilunggahmen nicht bereits -Abwägungen,ror-
nehmen, weii dadurch.d^gn Gemeind;;;i; ge_
rechte Abwägung der öffentlichen und privafe4
berange gegenernander und untereinander er_
schwert würde (vgl. Nr. 4 des Beteiligungserlai_
ses).

Die Staatlichen Gewerbeaufsichtsämter sollen dieEnhrtirfe d9r Bauleitpläne daraufhin prü.fen, ob und
in-wieweit die Planungsabsichten mit den Erforder_
nissen des Immissionsschutzes zu vereinbaren sind.
Für diese TtU:$ gilt insbesondere der planungs_

.gIyn{s?q.!g $ SO Bundes-Immissionsschutzsesetz
(BImSchG) (vgl. Nr. I.1 des planungseriasses). "
Die Staatlichen Gewerbeaufsichtsämter sollen imRahmen.ihrer Beteiligung die Gemeinden beraten
und mit ihnen konstruktiv zusammenarbeiten. So_weit sie in ihren Steliungnahmen gegen planungs_
absichten der Gemeinden Bedenkön-erheben wol_
len, sollen sie zugleich prtifen, ob und weiche Hin_
weise zur Konfliktlösung gegeben werden können.
Dabei sollten die Staatiichen,Gewerbeaulsichtsäm_
ter insbesondere die Mögiichkeiten technischer
Maßnahmen_ angeben, durch die Immissionen ge_
mindert werden können.-Es is-t jedoch nicht Aufgibeder Staatlichen GewerbeauJsichtsämter, die'ver_
schiedenen Belange mit den Erfordernissen des Im_
missionsschutzes in Einklang zu bringen; die Be-
denken und Anregungen der Staaüichön Gewerbe.
aufsichtsämter kann der -Planungsträger im Zuge
der Abwägung zurückstellen, wenn andere Belange
überwiegen (vgl. Nr. I.S. dcs planungserlasses). Däs
Staatliche Gewerbeaufsichtsamt hat-eine enaeüitieÄ
Entscheidung- des Planungsträgers zu respekiieren,
.gnd zwar auch dann, wenn diese Entscheidung von
der Stellungrfähme des Staatiichen Gewerbäauf-
sichtsamtes abweicht. Ist ein Bauieitpian in Kraft
getreten, so hat das Staatliche Gewerböaufsichtsamt
im Rahmen seiner Aufgabenstellung zur,Reaiisie-
rung der Planung b,eizutragen.

Abstlndsregelungen zur Berücksichtigung des Im-
missionsschutaes in der Bauleitplanung -

9

2.r Aufstellung einer Abstandsiiste zur Vereinheitli-
chung der Stellungnahmen der Staaflichen Gewer-
beauJsichtsÄnter
Bei der Prüfung der Bauleitpläne auf übereinstim-_
mung mit den Grunsätzen des Immissionsschutzes

(. _,)

tracht,
Wegen dei Bedeutung der räumlichen Trennung un-
verträgiicher Nutzungen befaßt sich bereits lium-
mer I.62 des Planungserlasses mit Söhutzabständen
in der Baul.pi@lanung und verweist auf die Regelun-
gen des Abstandserlasses. Der Abstandserlaß soll
4azu dienen, den am Planungsverfahren unter dem
Gesichtspunkt des Immissionsschutzes beteilisten
Staatlichen Gewerbeaufsichtsämtern eine einhe'itli-
che 

- 
Gru:rdlage für fachliche Stellungnahmen. zu

Bauleitpiänen im Hinbiick auf die notwendieen Ab-
stände zu geben. Zu diesem Zweck werden in der


